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Viele, aber nicht alle Probleme 
der Pränataldiagnostik scheinen in 

Österreich gelöst …

P. Husslein, E. Bernat

Ein vor Kurzem (23.7.2014) ergange-
nes Urteil des Obersten Gerichtshofs 
(OGH; Geschäftszahl: 8 Ob 54/14w) 
bringt ein paar interessante Aspekte, 
u. a. auch den der „Eigenverantwor-

tung der Schwangeren“, in die Diskussion.

Der OGH musste die folgenden Fest-
stellungen des Handelsgerichts Wien (das 
am 26.7.2013 in erster Instanz entschied) 
rechtlich beurteilen:

Die Klägerin hat das Medizinstudium ab-
solviert. Im Jahr 2006 bekam sie ihr erstes 
Kind, das an einer Lippen-Kiefer-Gaumen-
spalte leidet. 2009 wurde sie erneut schwan-
ger und begab sich am 7.1.2010 (sie war zu 
diesem Zeitpunkt in der 20./21. Schwanger-
schaftswoche [SSW]) in das Spital der Be-
klagten, um dort ein Organscreening durch-
führen zu lassen. Dabei hat sich ein sono-
graphisch unauffälliger Befund ergeben. Die 
Klägerin unterfertigte einen Revers, in dem 
angeführt wurde, dass die Ultraschallunter-
suchungen für das Organscreening in die-
sem Spital von Ärzten durchgeführt werden, 
die nach ÖGUM/DEGUM Level 1 ausgebildet 
sind. Sie wurde darauf hingewiesen, dass, 
sollte sie weiterführende Untersuchungen 
in Spezialambulanzen wünschen, sie an na-
mentlich genannte Institutionen verwiesen 
würde. Auch bei einer nachfolgenden Kon-
trolle (am 12.1.2010) zeigten sich sonogra-
phisch unauffällige Verhältnisse.

Allerdings wurden (offenbar auf Eigen-
initiative der Klägerin) in der 28. SSW (ge-
nauer: am 12.3.2010) ein schwerer Herzfeh-
ler des Kindes und eine Fehlbildung seiner 
Hände von einem spezialisierten Pränatal-
diagnostiker festgestellt. Zu diesem Zeit-
punkt wäre nur noch ein Fetozid in Be-
tracht gekommen. Es lässt sich den Fest-

stellungen des Handelsgerichts Wien nicht 
entnehmen, ob die Schwangere diesen Fe-
tozid nicht wollte oder ob sie keinen Arzt 
fand, der bereit gewesen wäre, ihn durchzu-
führen. Das Kind kam mittels Kaiserschnitt 
zur Welt, verstarb allerdings ca. 6 Wochen 
nach seiner Geburt. Für das Gericht ers-
ter Instanz steht fest, dass, hätte die Klä-
gerin zum Zeitpunkt des Organscreenings 
im Spital der Beklagten über den Herzfeh-
ler Kenntnis erlangt, sie sich für eine Ab-
treibung (unmittelbar danach) entschieden 
haben würde.

Mit ihrer Klage fordern die Klägerin und 
ihr Mann den Ersatz des materiellen Scha-
dens, der mit der Existenz des wider Willen 
geborenen Kindes verknüpft ist: Kosten für 
psychologische Behandlung, Fahrtkosten, 
Verdienstentgang durch Verlust einer Füh-
rungsposition und entgangene Mieterträge; 
darüber hinaus aber auch eine Entschädi-
gung für jene Schmerzen, die ihr durch die 
Schnittentbindung zugefügt worden sind.

Das Handelsgericht Wien wies die Klage 
ab, das Oberlandesgericht Wien (OLG; als 
Berufungsgericht) gab der Berufung teil-
weise Folge und führte aus, dass der Be-
klagten eine Verletzung der Pfl ichten aus 
dem ärztlichen Behandlungsvertrag anzu-
lasten sei. Sie habe es unterlassen, die Klä-
gerin an ein Zentrum für Pränataldiagnos-
tik zu überweisen, obwohl dies angesichts 
der Risikoschwangerschaft geboten gewe-
sen wäre. Außerdem sei der Klägerin die 
Defi nition ÖGUM Level 1 nicht erklärt wor-
den. Schließlich liege auch ein Diagnose-
fehler vor, weil ein erfahrener Untersucher 
den Herzfehler bei beiden Ultraschallunter-
suchungen erkannt hätte. Es liege daher 
eine Vereitelung des Schwangerschaftsab-
bruches durch die Beklagte vor.
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Der OGH bestätigte das Urteil des Han-
delsgerichts Wien und begründete seine 
Entscheidung wie folgt:

Es habe kein Diagnosefehler vorgelegen, 
weil die Klägerin selbst Ärztin ist und ihr 
daher der Unterschied zwischen einer Le-
vel-1- und Level-2/3-Untersuchung hät-
te klar sein müssen. Aufgrund der Fehlbil-
dung des ersten Kindes hätten die Ärzte al-
lerdings erkennen müssen, dass es sich um 
eine Risikoschwangerschaft handelt, wes-
halb – und das ist eine ganz wesentliche 
Aussage im Urteil des OGH – die Klägerin 
an ein Zentrum für Pränataldiagnostik hät-
te überwiesen werden müssen. Indes ver-
neint der OGH im Endeffekt die Haftung 
des beklagten Spitalsträgers zur Gänze: Das 
fehlerhafte Verhalten seiner Ärzte habe sich 
gar nicht schadenstiftend ausgewirkt, weil, 
so der OGH wörtlich, „am 12.3.2010 der 
schwere Herzfehler des Kindes ohnedies di-
agnostiziert und der Klägerin bekannt wur-
de. Damit endet insoweit der Schutzzweck 
des früheren (gemeint: des mit dem be-
klagten Spitalsträger abgeschlossenen) Be-
handlungsvertrags“.

Über einen ähnlichen Fall weiß ein erfah-
rener gynäkologisch-geburtshilfl icher Sach-
verständiger zu berichten:

Eine Schwangere wird nicht über die ver-
schiedenen Qualitätsstufen des Ultraschalls 
aufgeklärt, schlussendlich wird erst in der 
30. SSW eine ausgeprägte Fehlbildung des 
Gehirns nachgewiesen. Sie begehrt einen 
Schwangerschaftsabbruch, der ihr aber 
in dem für ihr Einzugsgebiet zuständigen 
Krankenhaus auf der Basis eines Ethikkom-
missionsbeschlusses verweigert wird. Sie 
klagt die Ärztin, die das „Organscreening“ 
vorgenommen hat, der Ausgang des Prozes-
ses ist derzeit noch offen.

Gynäkologen sind gelegentlich – und lei-
der in zunehmendem Maße – mit Situatio-
nen konfrontiert, wo Schwangere kein 
First- oder Second-Trimester-Screening 
durchführen haben lassen (aus welchen 
Gründen auch immer – entweder weil sie 
darüber nicht aufgeklärt wurden oder es 
aus weltanschaulichen Gründen abgelehnt 
haben), später aber mit einer zumeist zu-
fällig entdeckten Fehlbildung konfrontiert 
sind und dann gelegentlich in einer sehr 
späten Schwangerschaftsphase einen Ab-
bruch fordern.

Juristisch ist die Sache (embryopathische 
Indikation) klar in § 97 Abs. 1 Ziffer 2 Fall 2 
StGB geregelt:

Ein Schwangerschaftsabbruch ist nach 
dieser Bestimmung nicht strafbar, „wenn 
[…] eine ernste Gefahr besteht, dass das 
Kind geistig oder körperlich schwer ge-
schädigt sein werde“. Liegen solche Um-
stände vor, ist der Abbruch bis zum Einsatz 
der Wehen „erlaubt“.

Anderseits sagt § 97 Abs. 2 StGB, dass 
„kein Arzt verpfl ichtet [ist], einen Schwan-
gerschaftsabbruch durchzuführen“.

Daraus ergeben sich die in den beiden be-
schriebenen Fällen genannten Probleme.

In der OGH-Entscheidung vom 23.7.2014 
(8 Ob 54/14w) heißt es, dass der Behand-
lungsfehler, die Patientin nicht zu einem 
pränataldiagnostisch adäquaten Screening 
geschickt zu haben, deshalb wirkungslos 
geblieben sei, weil ihr die richtige Diagno-
se (Embryopathie) ohnehin (wenn auch von 
dritter Seite) mitgeteilt worden sei. Mit die-
sem Hinweis bekräftigt der OGH, was das 
Gesetz ausdrücklich sagt: Ein Schwanger-
schaftsabbruch aus embryopathischer Indi-
kation kann während der gesamten Dauer 
der Schwangerschaft – also ohne zeitliche 
Einschränkung – durchgeführt werden.

Der OGH nimmt bedauerlicherweise 
nicht zur Kenntnis, dass Abtreibungen im 
Spätstadium (Fetozid) auch in Österreich 
zunehmend restriktiv gehandhabt werden – 
was auf einer Empfehlung der Österreichi-
schen Gesellschaft für Prä- und Perinatale 
Medizin basiert.

Aus dieser Perspektive ist ein Dialog zwi-
schen Geburtshelfern, die in einem Perina-
talzentrum mit den zur Diskussion stehen-
den Problemen tagtäglich beschäftigt sind, 
und Juristen, die am „grünen Tisch ein Ur-
teil schreiben“, dringend geboten.

o. Univ.-Prof. Dr. Peter Husslein
Vorstand der Universitätsklinik für Frauenheilkunde

Univ.-Prof. Dr. iur. Erwin Bernat
Institut für Zivilrecht, Ausländisches und Interna-
tionales Privatrecht, Universität Graz
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